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Finanzierung der
Hochschulambulanzen
Verbesserungen erkennbar, aber noch keine auskömmliche
Finanzierung

D
er Gesetzgeber hatte mit den
Hochschulambulanzen einen
eigenen ambulanten Bereich

an denUniversitätsklinika geschaffen.
Deren gesetzlicher Auftrag war ur-
sprünglich, Patientinnen und Patien-
ten ambulant in dem für Forschung
und Lehre erforderlichen Umfang zu
behandeln. Damit sollten die Univer-
sitätsklinika ihrer Bestimmung zur
praktischen Ausbildung vonMedizin-
studentinnen und -studenten sowie
zur Forschung auch im ambulanten
Setting nachkommen. Der Bedarf für
ein Versorgungsangebot an aufwändi-
gen und spezialisierten diagnosti-
schen und therapeutischen Leistun-
gen im ambulanten Bereich wurde
dabei in den Folgejahren immer deut-
licher. Die Anzahl der Patientinnen
und Patienten, die von Vertragsärztin-
nenund -ärzten andieHochschulam-
bulanzen überwiesen wurden, stieg
kontinuierlich. Dabei handelte es sich
oftmals um Patientinnen und Patien-
ten mit komplexen oder seltenen Er-
krankungen oder unklaren Diagno-
sen. Auch gab es vermehrt Patientin-
nen und Patienten, die im Anschluss
an eine stationäre Behandlung eine

aufwendige und spezialisierte Nach-
betreuung (z.B. bei einem „Kunst-
herz“) benötigten, für die anderweitig
aber keine Versorgung im niederge-
lassenen Bereich möglich war. Die
Hochschulambulanzen übernahmen
damit eine wichtige und unverzicht-
bare Rolle in der ambulanten Versor-
gung vor Ort.

Die Probleme der Hochschulam-

bulanzen vor dem GKV-VSG 2015:

Defizite inMillionenhöhe

Der gesetzliche Auftrag mit Bezug
auf den für Forschung und Lehre er-
forderlichen Umfang führte dazu,
dass die jährlichen Vereinbarungen
mit den Landesverbänden der Kran-
kenkassen und Ersatzkassen mit ei-
ner Fallzahlbegrenzung einhergin-
gen. Der kontinuierliche Anstieg der
Fallzahlen an den Hochschulambu-
lanzen führte aber zu einer perma-
nenten Überschreitung dieser ver-
einbarten Fallzahlen. Die Folge war
die Nicht- oder nur anteilige Finan-
zierung von Behandlungsfällen. Er-
schwerend kam hinzu, dass die Ver-
gütung auf Grundlage des EBM in-
klusive Investitionskostenabschlag
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Mit dem GKV-Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-

VSG) von 2015 wurden die gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen der Hochschulambulanzen (HSA) ange-

passt. Ihr Ermächtigungsumfang wurde um „Perso-

nen, die aufgrund der Art, Schwere oder Komplexität

ihrer Erkrankung“ eine Versorgung in der Hochschu-

lambulanz benötigen, ergänzt. Damit wurde er an

die bestehende Versorgungspraxis angepasst.

Gleichzeitig sollte durch die Betonung der Leistungs-

fähigkeit bei wirtschaftlicher Betriebsführung und

der Abkehr von der Vergütung auf Basis des einheit-

lichen Bewertungsmaßstabs (EBM) eine perspekti-

visch tragfähige Finanzierung geschaffen werden.

Beide Neuerungen haben durch Schiedsentschei-

dungen Ende 2016 praktische Wirkung entfaltet. Als

Zwischenfazit kann festgehalten werden, dass die

geänderten Rahmenbedingungen eine positive Ent-

wicklung in Gang gesetzt haben. Diese muss sich

fortsetzen, damit Hochschulambulanzen dauerhaft

ihrer Aufgabe gerecht werden können.
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für die Hochschulambulanzen nicht
annähernd kostendeckend war. Der
EBMwar und ist keine sachgerechte
Basis, um insbesondere die speziali-
sierten und interdisziplinären Ver-
sorgungsangebote in den Hoch-
schulambulanzen abzubilden und
zu vergüten. Der stetige Anstieg ih-
rer Inanspruchnahme bei gleichzei-
tiger Budgetierung und nicht aus-
kömmlicher Leistungsvergütung
führte imErgebnis zu einer prekären
Finanzlage der Hochschulambulan-
zen mit Defiziten in Millionenhöhe.
Daher war eine Anpassung der Rah-
menbedingungen dringend erfor-
derlich.

Welche rechtlichen Änderungen
sah das GKV-VSG für die Hoch-
schulambulanzen vor?
Der Gesetzgeber hat im Jahr 2015
durch das GKV-VSG den gesetzli-
chen Rahmen für die Hochschulam-
bulanzen angepasst. Durch Anpas-
sung von § 117 SGB V wurde ihr Er-
mächtigungsumfang erweitert. Zu-
sätzlich zur bisherigen Versorgung
der Patientinnen und Patienten für
Forschung und Lehre wurden die
Hochschulambulanzen ausdrück-
lich per Gesetz ermächtigt, Patien-
tengruppen wegen der Art, Schwere
oder Komplexität ihrer Erkrankung
zu behandeln. Die Konkretisierung
dieser erweiterten Ermächtigung
sollten GKV-Spitzenverband, die
Deutsche Krankenhausgesellschaft
(DKG) und die Kassenärztliche Bun-
desvereinigung (KBV) in einer drei-
seitigen Vereinbarung übernehmen.
Gleichzeitig wurden auch die ge-
setzlichen Grundlagen für die Fi-
nanzierung der Hochschulambu-
lanzen in § 120 SGBVangepasst. An-
stelle der EBM-orientierten Vergü-
tung sollte die Vergütung der Hoch-
schulambulanz-Leistungen zukünf-
tig ausdrücklich die Leistungsfähig-
keit bei wirtschaftlicher Betriebsfüh-
rung ermöglichen. Grundsätze zur
Vergütung und der damit einherge-
henden Leistungsdokumentation
sollten in einer zweiseitigen Verein-
barung von GKV-Spitzenverband
und der DKG festgelegt werden.

Mit der Erweiterung des Ermächti-
gungsumfangs hat der Gesetzgeber
den bestehenden Bedarf an aufwän-
digen und spezialisierten Versor-
gungsangeboten imambulantenBe-
reich und die besondere Rolle der
Hochschulambulanzen anerkannt.

Mit der Abkehr vom EBM und der
Betonung der Leistungsfähigkeit der
Hochschulambulanzen sollten die
wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen auf eine verbesserte Grundlage
gestellt werden.

Wie ist die Selbstverwaltung mit
diesen Aufträgen umgegangen?
Bei derKonkretisierungder Patien-
tengruppen, „die wegen Art,
Schwere oder Komplexität ihrer Er-
krankung einerUntersuchungoder
Behandlung durch die Hochschu-
lambulanz bedürfen“, konnten
DKG, GKV-Spitzenverband und
KBV in ihren Verhandlungen im
Laufe des Jahres 2016 keinen Kon-
sens erzielen, so dass letztendlich
das erweiterte Bundesschiedsamt
eine Festlegung getroffen hat. Zur
Beschreibung dieser Patienten-
gruppen wurden neben konkreten
Diagnosen (Erkrankungen nach §
116b SGBV) aufgrundderKomple-
xität der Thematik weitestgehend
abstrakte Kriterien gewählt. Dar-
unter werden beispielsweise Pati-
entinnen und Patienten mit Bedarf
nach hochspezialisierter interdis-
ziplinärer undmultiprofessioneller
Versorgung unter Einsatz erforder-
licher apparativer Ausstattung ge-
fasst (weitere Details: � Tabelle, S.
29). Für die Versorgung dieser Pati-
entengruppen ist eine fachärztli-
che Überweisung erforderlich. Das
erweiterte Bundesschiedsamt hielt
zudem fest, dass Diagnosestellung
und leitende Therapieentschei-
dungen nur ein Facharzt treffen
darf.

Neben der Vereinbarung zur Kon-
kretisierung der Patientengruppen
sollten in einer weiteren Vereinba-
rung zwischen DKG und GKV-Spit-
zenverbandGrundsätze zur Vergü-
tungsstruktur und Leistungsdoku-
mentation in den Hochschulam-
bulanzen geregelt werden. Auch in
diesenVerhandlungenkonntendie
beiden Vertragsparteien keine Ei-
nigung erzielen. Deshalb erfolgte
Ende 2016 die Festsetzung durch
die Bundesschiedsstelle. Konflikt-
trächtig war insbesondere die Fra-
ge, wie das gesetzliche Ziel einer
angemessenen Finanzierung der
Hochschulambulanz-Leistungen
erfüllt werden konnte. Die Bundes-
schiedsstelle entschied, dass die
Entgeltbemessung auf Vollkosten-
basis erfolgen soll. Dazu sollenma-

ximal 50 Behandlungspauschalen
zwischen Krankenkassen und Uni-
versitätsklinika vereinbart werden.
Neben den Behandlungspauscha-
len können ergänzende Vergütun-
gen z.B. bei besonderen Sachkos-
ten vereinbart werden, die sich
nicht in den Pauschalen abbilden
lassen. Für nicht unmittelbar pati-
entengebundene Leistungen (z.B.
Probeneinsendungen) können ei-
genständige Vergütungsvereinba-
rungen getroffen werden. Im Rah-
men der Dokumentation sind Am-
bulanzdiagnose und mitbehandel-
te Diagnosen zu übermitteln. Pro-
zeduren sind nur dann zu kodie-
ren, wenn sie abrechnungsrelevant
sind (weitere Details: � Tabelle, S.
29 ).

Wie ist der aktuelle Stand bei den
Hochschulambulanzen?
Auf Basis der neuen Rechtsgrund-
lage wurden seit dem Jahr 2017
Vereinbarungen zwischen den
Universitätsklinika und den Lan-
desverbänden der Krankenkassen
und Ersatzkassen getroffen. Dabei
zeichnet sich ab, dass dieVereinba-
rungen den erweiterten Versor-
gungsbedarf im Bereich der auf-
wändigen ambulanten Versorgung
berücksichtigen. Dem stetigen An-

In denHochschulambulanzen
halten Universitätsklinika am-
bulante Versorgungsstruktu-
ren und Leistungsangebote
über das gesamte Fachspekt-
rum der Human- und Zahn-
medizin vor. IhreOrganisation
und ihre Einbettung in die
Universitätsmedizin sind
dementsprechend vielfältig.
Sie reichen von einer allge-
meinen Ambulanz (z.B. für
neurologische Erkrankungen)
über Spezialsprechstunden
(z.B. für Transplantations-
nachsorge) bis hin zu einer
Einbettung in die vielfältigen
Zentren der Universitätsklini-
ka (z.B. Onkologische Zentren
oder Zentren für Seltene Er-
krankungen).

Was sind

Hochschulambulanzen?
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stieg der Fallzahlen in den Hoch-
schulambulanzen tragen die loka-
len Vereinbarungen oftmals Rech-
nung. Eine Ausdifferenzierung des
Leistungsgeschehens mit Verein-
barung einer Vielzahl von unter-
schiedlichen Behandlungspau-
schalen und ergänzenden Vergü-
tungen ist dabei derzeit noch eher
die Ausnahme. Ungeachtet dessen
sind Verbesserungen bei der Leis-
tungsvergütung erkennbar. Inso-
fern ist knapp vier Jahre nach der
Hochschulambulanzen-Reform
eine grundsätzlich positive Ent-
wicklung festzustellen. Diese Ent-
wicklung muss sich allerdings
noch verstetigen, damit die vom
Gesetzgeber gewollte wirtschaftli-
che Stabilisierung der Hochschu-
lambulanzen erreicht wird. Diese
ist eine wesentliche Vorausset-
zung, damit Universitätsklinika in
ihren Hochschulambulanzen For-
schung, Lehre und innovative Ver-
sorgung auf höchstemNiveau dau-
erhaft betreiben können.
$
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Kernpunkte der Festlegung des erweiterte Bundesschiedsamts 
über die Patientengruppen in den Hochschulambulanzen (HSA) 

Kernpunkte der Festsetzung  der Bundesschiedsstelle zu  
bundeseinheitlichen Grundsätzen zur Vergütungsstruktur  
und Leistungsdokumentation

Die Ermächtigung zur Versorgung von Patientinnen und Patienten,  
die wegen der Art, Schwere oder Komplexität der Erkrankung eine 
Untersuchung oder Behandlung in einer HSA in Anspruch nehmen 
können, umfasst folgende Patientengruppen:

A) Patientengruppen, die wegen der Art der Erkrankung eine  
Versorgung in einer HSA in Anspruch nehmen können, sind
1. Patienten mit seltener Erkrankung, 
2. Patienten zur Sicherung einer Diagnose, die außerhalb  

der Hochschulambulanz nicht gesichert werden konnte.
3. Patienten mit Erkrankungen nach § 116b SGB V 
4. Patienten, die der Versorgung mit hochspezialisierten  

diagnostischen oder therapeutischen Leistungen bedürfen 
5. Patienten, die der Versorgung durch bestimmte, selten 

vertretene Fachdisziplinen (≤ 4 Ärzte/1 Mio. Einwohner) 
bedürfen

B) Patientengruppen, die wegen der Schwere der Erkrankung eine 
Versorgung in einer HSA in Anspruch nehmen können, sind
1. Patienten mit anderweitig nicht abwendbarer Verschlech­

terung des Krankheitsbildes oder der Entwicklung schwerer 
gesundheitlicher Schäden 

2. Patienten mit kritischem Zeitpunkt der medizinischen 
Intervention für den weiteren Verlauf der Erkrankung 

3. Patienten mit Vorliegen mehrerer, zeitgleich vorliegender 
Erkrankungen mit sich gegenseitig verstärkendem Wechsel­
wirkungspotenzial 

4. Patienten mit Bedarf an hochspezialisierter Überwachung, 
Nachsorge oder Verlaufskontrollen 

C) Patientengruppen, die wegen der Komplexität der Erkrankung 
eine Versorgung in einer HSA in Anspruch nehmen können, sind
1. Patienten mit Bedarf nach hochspezialisierter interdiszip­

linärer und multiprofessioneller Versorgung unter Einsatz 
erforderlicher apparativer Ausstattung 

2. Schwangere Patientinnen mit behandlungsbedürftigen 
komplexen Begleiterkrankungen der Frau oder des  
Ungeborenen 

Vergütungsstruktur
•	 Entgeltbemessung auf Vollkostenbasis im Rahmen der  

wirtschaftlichen Betriebsführung 
•	 Maximal 50 Behandlungspauschalen, die nach Behandlungs­

aufwand differenziert werden sollen
•	 Ergänzende Vergütungen für Aufwendungen, die sich nicht in 

den Pauschalen sachgerecht abbilden lassen
•	 Eigenständige Vergütungsregelungen für nicht unmittelbar  

patientengebundene Leistungen (z. B. Probeneinsendungen) 
können zusätzlich vereinbart werden

Leistungsdokumentation
•	 Zu kodieren sind: 

o die sogenannte Ambulanzdiagnose 
o mitbehandelten Diagnosen 
o abrechnungsrelevante Prozeduren 

•	 Kennzeichnung des Behandlungsfalls, aus der die eindeutige 
Identifikation des Standortes und der Fachabteilung der HSA 
hervorgeht

Behandlungsfall
•	 Als Behandlungsfall ist die gesamte Untersuchung und Behand­

lung derselben Ambulanzdiagnose desselben Patienten während 
desselben Kalendervierteljahres zulasten derselben Krankenkasse 
in einer HSA derselben Hochschulklinik zu verstehen.

•	 Eigenständige Behandlungsfälle sind auch nicht unmittelbar 
patientengebundene Leistungen (z.B. Probeneinsendungen oder 
und Mitbeurteilungen der von anderen Leistungserbringern 
übermittelten Behandlungspläne und Befunde)

Tabelle: Kernpunkte der Hochschulambulanzen-Vereinbarungen
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